
Wer Pflicht auferlegt, muss auch über Rechte
informieren

Autor(en): Ziefler, Claudine

Objekttyp: Article

Zeitschrift: Zeitschrift für Sozialhilfe : ZESO

Band (Jahr): 110 (2013)

Heft 1

Persistenter Link: https://doi.org/10.5169/seals-839668

PDF erstellt am: 26.05.2024

Nutzungsbedingungen
Die ETH-Bibliothek ist Anbieterin der digitalisierten Zeitschriften. Sie besitzt keine Urheberrechte an
den Inhalten der Zeitschriften. Die Rechte liegen in der Regel bei den Herausgebern.
Die auf der Plattform e-periodica veröffentlichten Dokumente stehen für nicht-kommerzielle Zwecke in
Lehre und Forschung sowie für die private Nutzung frei zur Verfügung. Einzelne Dateien oder
Ausdrucke aus diesem Angebot können zusammen mit diesen Nutzungsbedingungen und den
korrekten Herkunftsbezeichnungen weitergegeben werden.
Das Veröffentlichen von Bildern in Print- und Online-Publikationen ist nur mit vorheriger Genehmigung
der Rechteinhaber erlaubt. Die systematische Speicherung von Teilen des elektronischen Angebots
auf anderen Servern bedarf ebenfalls des schriftlichen Einverständnisses der Rechteinhaber.

Haftungsausschluss
Alle Angaben erfolgen ohne Gewähr für Vollständigkeit oder Richtigkeit. Es wird keine Haftung
übernommen für Schäden durch die Verwendung von Informationen aus diesem Online-Angebot oder
durch das Fehlen von Informationen. Dies gilt auch für Inhalte Dritter, die über dieses Angebot
zugänglich sind.

Ein Dienst der ETH-Bibliothek
ETH Zürich, Rämistrasse 101, 8092 Zürich, Schweiz, www.library.ethz.ch

http://www.e-periodica.ch

https://doi.org/10.5169/seals-839668


Wer Pflichten auferlegt, muss auch
über Rechte informieren
Das «rechtliche Gehör» ist eine zentrale Verfahrensmaxime und ein elementares Recht Sozialhilfe

beziehender Personen. In der Praxis ist dieser Anspruch aber wenig bekannt und wird häufig verletzt.

Die Informationspflicht als Teil des rechtlichen Gehörs gilt es konsequent einzuhalten.

Die Sozialbehörde entdeckt aufdem

Bankkontoauszug von Frau S. im Rahmen der

jährlichen Prüfung eine Einzahlung von
fünfhundert Franken. Ohne dies mit ihr zu

besprechen oder sie darüber zu informieren,

wird ihr dieser Betrag im nächsten

Monat als Einnahme angerechnet. Frau S.

verlangt daraufhin eine Verfügung und
ficht diese mit einem Rekurs an. Es wird
eine schwere Verletzung des rechtlichen
Gehörs festgestellt: Frau S. wurde nicht
angehört, es wurde ihr keine Verfügung mit
Rechtmittelbelehrung zugestellt und die

Anrechnung der Einnahme wurde nicht

begründet.
Der Entscheid wurde an die Sozialbehörde

zurückgewiesen und die Behörde

wurde zudem gerügt, dass sie die

Informationspflicht über die Rechte und Pflichten
nicht eingehalten habe. Frau S. ist nämlich

Analphabetin und kommt aus Thailand.
Sie hat zwar auf der Anmeldung
unterschrieben, dass sie über die Rechte und
Pflichten informiert wurde, jedoch wurde

nie ein Übersetzer beigezogen.
Dieses konstruierte Beispiel zeigt eine

Situation, wie sie tagtäglich auf
Sozialdiensten vorkommt. Das rechtliche Gehör

ist zwar vielen ein Begriff, aber wie es in
der Praxis umgesetzt werden sollte, damit
die gesetzlichen Rahmenbedingungen

eingehalten werden, ist wenig bekannt.

Dies zeigte sich im Rahmen der Arbeit an

einer Master-These an der Fachhochschule

Nordwestschweiz. Darin wird festgestellt,
dass das rechtliche Gehör keineswegs
fakultativ ist. Es ist als Grundrecht in der

Bundesverfassung verankert (Art. 29
Abs. 2) und alle Verwaltungsangestellten
sind verpflichtet, diese

Gesetzesbestimmungeinzuhalten (Alt. 35 Abs. 2).

Das korrekte Vorgehen
Unter Einhaltung der zwingenden
Rechtsgrundlagen wird Frau S. entweder schriftlich

oder mündlich die Möglichkeit zur

Aufklärungsarbeit fördert die

Rechtssicherheit. Bild: Keystone

Stellungnahme gegeben. Sie soll erklären

können, um was für einen Geldbetrag es

sich auf dem Konto handelt. Ihre Aussage
dient dann als Basis für den Entscheid, ob

der Betrag zurückerstattet werden muss.
Die Sozialbehörde muss die Aussage

berücksichtigen und ihre Entscheidung
inklusive Begründung Frau S. in einer
rechtskräftigen Verfügung mit Rechtsmittelbelehrung

mitteilen.
Aus den Erkenntnissen der Arbeit

lassen sich klare Forderungen an die Praxis

ableiten:
- Das Thema rechtliches Gehör vermehrt

ansprechen. Jede Organisation, die für
die Ausrichtung von Sozialhilfe zuständig

ist, muss optimale Voraussetzungen
für die Einhaltung des rechtlichen
Gehörs schaffen. Es ist ein grundsätzlicher
Auftrag jeder Verwaltung, Voraussetzungen

für Rechtstaatlichkeit und
Einhaltung der Grundrechte - dazu gehölt

auch das rechtliche Gehör - zu schaffen.

Das rechtliche Gehör sollte zudem

regelmässig an Teamsitzungen,
Intervisionen und in weiteren involvierten
Gremien thematisiert werden, um
damit Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zu sensibilisieren.

- Unterstützungsangebote. Interne Abläufe

und Richtlinien werden schriftlich
festgehalten und zur Verfügung gestellt.
Auch niederschwellige Angebote für den

Beizug von Spezialisten sind hilfreich.
- Professionelles Personal. Sozialhilfe

sollte nur durch professionelles Personal,

ausgebildete Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter, wenn möglich mit
Zusatzausbildungen im rechtlichen
Bereich, ausgerichtet werden.

- Sozialhilfe beziehende Personen konse¬

quent informieren. Berücksichtigt man
die Grundsätze des rechtlichen Gehörs,

ist die blosse Abgabe von Merkblättern
in vielen Fällen nicht ausreichend. Es

muss im Einzelfall abgeklärt werden,
ob zusätzlich eine mündliche Information

oder sogar der Beizug eines

Dolmetschers nötig sind. Die hilfesuchende

Person muss ihre Rechte (und ihre

Pflichten) verstanden haben.

Fazit
Durch mehr Aufklärungsarbeit bei in der

Sozialhilfe tätigen Personen können
sowohl ein wesentlicher Beitrag zu mehr
Rechtssicherheit geleistet als auch aufwendige

Rechtsmittelverfahren verhindert werden.

Claudine Ziegler

dipl. Sozialarbeiterin FH

Soziale Dienste der Stadt Zürich

Der Beitrag basiert auf der Masterarbeit

«Das rechtliche Gehör im Sozialhilfeverfahren -
ein elementares Recht von

Sozialhilfebeziehenden», FHNW, 2012.
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